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Die aktuellen Flüchtlingsströme stellen für uns eine gemeinsame humanitäre Herausfor-
derung für ganz Europa dar. Im Angesicht der kriegerischen Auseinandersetzungen und 
der teilweise existenziellen Not in den Herkunftsländern der Flüchtenden ist es eine dau-
erhafte Herausforderung und empfinden wir es als moralische Verpflichtung, diesen 
Menschen zu helfen, die unsere Hilfe dringend nötig haben. Für Europa sind dabei weit 
mehr als rein praktische Herausforderungen zu bewältigen: Es steht auf dem Spiel, ob 
wir unseren gemeinsamen Werten treu und in der Welt glaubwürdig bleiben! 
 
Daher hat der Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, Recht, 
wenn er in seiner Rede zur Lage der Union ausführt:  
 
„Es ist an der Zeit, offen und ehrlich über die großen Fragen zu sprechen, denen sich die 
Europäische Union stellen muss. Denn unsere Europäische Union ist in keinem guten 
Zustand. Es fehlt an Europa in dieser Union. Und es fehlt an Union in dieser Union. Das 
müssen wir ändern – und wir müssen das jetzt ändern.“ 
 
Das macht deutlich: Wenn aus der Flüchtlingskrise nicht eine Krise der Europäischen 
Union werden soll, dann dürfen in der aktuellen Situation gemeinsame Lösungen nicht 
an nationalen Egoismen scheitern. Es gilt nun, beherzt, schnell und konsequent die not-
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die dringendsten Probleme und Entwicklungen 
in den Griff zu bekommen: 
 

§ Dazu zählt für uns in erster Linie die dringend notwendige erste Unterbringung 
der Flüchtlinge, die nach Europa kommen, und deren faire Verteilung innerhalb 
der Europäischen Union. Wir unterstützen daher die getroffenen Vereinbarungen 
und erklären uns als politische Kräfte bereit, die notwendige Unterstützung zu de-
ren Umsetzung und Finanzierung zu leisten.  

 
§ Dazu zählt für uns jedoch auch das Ziel, den Zustrom von Flüchtlingen in unsere 

Städte und Gemeinden in den Griff zu bekommen.  
 
Wir stimmen überein, dass die Flüchtlingskrise gemeinsame europäische Lösungen er-
fordert, wenn sie nachhaltig gelöst werden soll. Zurzeit macht sie jedoch deutlich, welch 
schwerwiegende Probleme die noch nicht genügend fortgeschrittene politische Integrati-
on in der Europäischen Union nach sich ziehen: 
 

§ Eine nachhaltige Lösung der Flüchtlingskrise kann nur durch eine gemeinsame 
außen- und sicherheitspolitische Antwort Europas auf die Konflikte im Nahen Os-
ten erreicht werden. Europa muss mit einer Stimme sprechen und dieser auch 
das notwendige Gewicht verleihen. Der Zustrom von Menschen wird nur nachlas-



sen, wenn diese in ihrer Heimat die Chance auf Frieden bekommen. Hierzu muss 
Europa einen gemeinsamen Beitrag leisten.  

 
§ Eine faire Verteilung der Lasten macht erforderlich, dass alle EU-Mitgliedsstaaten 

bereit sind, für die gemeinsamen europäischen Werte auch mit Taten in der Auf-
nahme von Menschen einzustehen. Genauso notwendig ist jedoch eine gemein-
same europäische Asylpolitik. Daher unterstützen wir den Vorschlag einer ge-
meinsamen Liste sicherer Herkunftsländer für die gesamte Europäische Union. 
Ebenso halten wir die Einführung eines permanenten Umverteilungsmechanis-
mus in der EU für notwendig, der einhergehen muss mit einer Angleichung der 
Standards hinsichtlich der Gewährung von Asyl und der Angleichung der Leistun-
gen für anerkannte Flüchtlinge. Dies muss zum Ziel haben, dass wir europaweit 
zu schnelleren Verfahren kommen und dass abgelehnte Asylbewerber auch mit 
Konsequenz in ihre Herkunftsländer zurückgeführt werden.  

 
§ Eine größere Fokussierung gemeinsamer entwicklungspolitischer Anstrengungen 

in den Nachbarregionen der Europäischen Union mit dem Ziel, einen „Gürtel der 
Stabilität“ zu schaffen, ist ebenso dringend erforderlich wie die Ermöglichung von 
Chancen für die Menschen in ihren Herkunftsländern. 
 

§ Für die nachhaltige Realisierung einer gemeinsamen Flüchtlingspolitik und die 
Bewahrung der Freiheiten im Schengen-Raum halten wir zusätzliche gemeinsa-
me Anstrengungen bei der Sicherung der EU-Außengrenzen für erforderlich. Dies 
muss eine gemeinsame Aufgabe aller Mitgliedsstaaten sein, bei deren Bewälti-
gung die Staaten an den Außengrenzen die Unterstützung der Union bedürfen.  
 

§ Die Freiheiten des Schengen-Raums sind gerade für unsere Region die zentralen 
und wichtigsten Errungenschaften des europäischen Integrationsprojekts. Ziel ei-
ner gemeinsamen europäischen Antwort auf die Flüchtlingskrise muss es daher 
sein, auf Einschränkungen dieser Freiheiten verzichten zu können.  

 
 
Zuwanderung bietet für die Europäische Union auch Chancen, wenn die Integration de-
rer, die bei uns bleiben werden, gelingt. Wir unterstützen daher alle Anstrengungen zur 
Integration von Flüchtlingen. Gleichzeitig sehen wir die Flüchtlinge in der Verpflichtung, 
diese Integration aktiv anzugehen. Die Werte der Europäischen Union – freiheitlich-
demokratische Grundordnung, die Gleichberechtigung von Mann und Frau, Toleranz, 
Religionsfreiheit und Meinungsfreiheit – müssen Leitbild dieser Integration sein.  
 
Wir werben daher für den Erfahrungsaustausch zwischen Luxemburg und dem Saarland 
über beste Ideen in der Integrationsarbeit und werden diese im Rahmen unserer politi-
schen Verantwortung unterstützen und anregen. Dabei soll insbesondere der schnelle 
Zugang zum Arbeitsmarkt als Motor der Integration im Mittelpunkt stehen.  
 
 
Wir wollen, dass die Europäische Union stärker und geschlossener aus dieser Kri-
se hervorgeht. Dafür braucht es mutige und entschlossene Schritte hin zu ge-
meinsamen, solidarischen und neuen Lösungen. Wir wollen gemeinsam mit unse-
ren Partnern in der Europäischen Volkspartei in der Großregion diese Lösungen 
entwickeln und sind bereit, unseren Beitrag hierfür zu leisten! 


